Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2965 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Ernährungssicherstellungsgesetzes 

— Drucksachen V/2361, Y/2934 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten (17. Ausschuß) — Drucksache 
V/2934 — bis auf die folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherstellung der Versor- 
gung mit Erzeugnissen der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft (Er- 
nährungssicherstellungsgesetz) vom 24. August 1965 
{Bundesgesetzbl. I S. 938) wird wie folgt geändert; 

17. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

Rechtsmittelbeschränkung 

In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
über Maßnahmen nach diesem Gesetz sind die 
Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde 
gegen eine andere Entscheidung des Gerichts 
ausgeschlossen, wenn die Voraussetzung des 
§ 2 Abs. 3 vorliegt. Dies gilt nicht, wenn das 
Urteil oder die andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts vor Eintritt der Voraussetzun- 
gen des § 2 Abs. 3 verkündet oder zugestellt 
worden ist." 


Beschlüsse des Bundestages 
i n z w e i t e r B e r a t u n g 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherstellung der Versor- 
gung mit Erzeugnissen der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft (Er- 
nährungssicherstellungsgesetz) vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 938) wird wie folgt geändert: 

17. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

Rechtsmittelbeschränkung 
In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

über Maßnahmen nach diesem Gesetz oder 
einer auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsver- 
ordnung sind die Berufung gegen ein Urteil und 
die Beschwerde gegen eine andere Entscheidung 
des Gerichts ausgeschlossen, wenn die Voraus- 
setzung des § 2 Abs. 3 vorliegt. Dies gilt nicht, 
wenn das Urteil oder die andere Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts vor Eintritt der Vor- 
aussetzungen des § 2 Abs. 3 verkündet oder zu- 
gestellt worden ist." 
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